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Eigentümerschutz-Gemeinschaft der 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer 

Liebe Leser,

der reißerische Titel eines kürz-
lich erschienenen Buches lautet
„Supergau Deutsche Einheit“, der
in einer „schonungslosen Analy-
se“ das „ökonomische Debakel
der Wiedervereinigung“ aufzeige,
„auf der Grundlage umfassender
Recherchen das verheerende Aus-
maß der Transferwirtschaft“ of-
fen lege, das „Märchen von den
ostdeutschen Wachstumsker-
nen“ entlarve und „den verant-
wortungslosen Umgang mit öf-
fentlichen Geldern“ nachweise.
Der „alarmierende Befund“ die-
ser Stimmungsmache: Spätestens
nach 2008, wenn die Ostsubven-
tionen gekürzt werden, komme
es zum „Supergau“ – auch in
Mecklenburg-Vorpommern. 

Betrachten wir als Haus- und
Grundeigentümer des Landes

sachlich die Entwicklung der
letzten Jahre, kann allgemein ei-
ne bessere Seite der Münze prä-
sentiert werden. Unglaubliche
Veränderungen sind seit 1990 in
unseren Städten Mecklenburg-
Vorpommerns vollzogen wor-
den. Vergleichen wir die Stadtbil-
der im Nordosten mit Bildern der
achtziger Jahre, kann festgestellt
werden, dass aus manchem
„hässlichen Entlein“ inzwischen
prächtige Schwäne wurden (Bild:
Landeshauptstadt Schwerin). Da-
ran haben die privaten Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentü-
mer im Land erheblich mitgear-
beitet. Zu oft wiederholten
„Neunmalkluge“, die in den letz-
ten Jahren weder einmal die Re-
gionen in Mecklenburg-Vorpom-
mern bereist haben, geschweige
denn die Verhältnisse intern ge-
nau kennen, vollmundige Ab-

schwung-Parolen. 
Dabei waren es neben den un-

glaublich starken Leistungen der
bodenständigen Eigentümer
auch ungezählte Investoren aus
dem In- und Ausland, die hier in
den letzten 15 Jahren beispiel-
haftes bei der Wiedererschaffung
einer modernen Infrastruktur ge-
leistet haben. Es ist zwar keine
Frage, dass nach einer zunächst
äußerst erfolgreichen Transfor-
mation der ehemals staatlich ge-
lenkten Wirtschaft der DDR in
das marktwirtschaftliche System
der Bundesrepublik und einem
kräftigen Aufschwung in der ers-
ten Hälfte der 90er Jahre das ge-
samtwirtschaftliche Wachstum
jetzt zunehmend ins Stocken ge-
raten ist. Aber sieht es denn in
vielen alten Bundesländern wirt-
schaftlich im Moment viel besser
aus? Firmenpleiten, Arbeitsplatz-

15 Jahre „Aufbau Ost“ – eine zukunftsträchtige Bilanz

2.000 Mal im Norden.

Ihr Zuhause: Top versichert
bei der Nr.1* im Norden.
X Individueller Schutz für Ihre vier Wände.
X Sicherheit für Hausrat, Recht und Eigentum.
X Bei allen Provinzial Vertretungen, Sparkassen oder

unter www.provinzial.de.

*Marktanteil in der Wohngebäudeversicherung in Schleswig-Holstein,

Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg.

mmm/hervorragend 7/2005

Hausratversicherung

mm/sehr gut 7/2005

Wohngebäudeversicherung

Blick auf die bereits umfassend sanierte Landeshauptstadt (r.u.: H.-Mann-Str. mit Landesgeschäftsstelle)

Die Anzahl der Kauffälle in
Mecklenburg-Vorpommern ist
seit 1994 (fast 8500 Fälle) ten-
denziell rückläufig und erreichte
im Jahr 2004 mit 2806 Fällen ih-
ren bisherigen Tiefpunkt. Die
veräußerte Gesamtfläche ging im
gleichen Zeitraum von mehr als
30 Mio. auf 4,8 Mio. m2 Bauland
(2003 allerdings: 3,6 Mio. m2)
noch wesentlich stärker zurück.
Die Angaben der Landesstatistik
kommen von den Finanzämtern
oder den Geschäftsstellen der
Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte.

Der Kaufpreis für baureifes
Land lag im Jahr 2004 bei 42,09

Euro je m2 (höchster Preis 2001:
52,15 Euro); Rohbauland wurde
2004 für 13,98 Euro je m2 veräu-
ßert (2002: 14,99 Euro). Zum
Vergleich: 1994 wurden im Lan-
desdurchschnitt rund 27 Euro für
einen m2 baureifes Land gezahlt,
im Jahr 2003 waren es 49,51
Euro. Zum baureifen Land gehö-
ren unbebaute Grundstücke,
wenn sie in einem Bebauungs-
plan als Bauland festgesetzt sind.
Es muss durch Verkehrsanlagen
und Versorgungseinrichtungen
für die Bebauung in ortsüblicher
Weise ausreichend erschlossen
sein, so dass eine Bebauung so-
fort möglich ist. 

Die durchschnittliche Größe
der veräußerten Fläche belief
sich 2004 im Mittel aller Bauge-
biete auf 1711 m2; vor zehn Jah-
ren war sie jeweils zwei- bis drei-
mal größer. An den verkauften
Flächen hatte baureifes Land
2004 einen Anteil von 45 Pro-
zent, Rohbauland von 21 Pro-
zent und Industrieland von zwei
Prozent. Der Anteil des Landes
für Verkehrszwecke, der 2001
noch 41 Prozent betrug, ging bis
2004 auf 15 Prozent zurück; der
Rest entfiel auf Freiflächen.

Die regionalen Preisunter-
schiede bei baureifem Land sind
nach wie vor erheblich. Im Ver-
gleich zu früheren Jahren haben
sich die Unterschiede zwischen
hohen Preisen in den kreisfreien
Städten und niedrigen Preisen in
den Landkreisen etwas verrin-
gert. So reicht zwar 2004 die
Spanne von 87,43 Euro je m2 in
der Landeshauptstadt Schwerin
bis 8,55 Euro im Landkreis
Uecker-Randow, aber der Land-
kreis Rügen (65,18 Euro) liegt im
Preisniveau noch vor Greifswald,
Neubrandenburg und Wismar
mit jeweils rund 60 Euro.

Die Angleichung an das we-
sentlich höhere Preisniveau des
früheren Bundesgebietes, die sich
in der zweiten Hälfte der 90er
Jahre abzuzeichnen begann, setz-
te sich seit 2003 nicht fort. So la-
gen 1999 dort die Kaufwerte für
baureifes Land bei 81,64 Euro je
m2, in den neuen Ländern bei
44,67 Euro, in Mecklenburg-Vor-
pommern bei 43,08 Euro. Bis
2003 stiegen die Kaufwerte in
Westdeutschland auf 117,33
Euro, in Mecklenburg-Vorpom-
mern lediglich auf 49,51 Euro.

Preisniveau für baureifes Land
bleibt stark schwankend

In der Landeskarte von M-V werden Verkäufe von unbebauten
Grundstücken mit einer Größe von 100 m2 und mehr in Baugebieten
dargestellt. 

Durchschnittliche Kaufwerte für baureifes Land 2004 
nach Kreisen (Euro/m2)

Aussage nicht sinnvoll
20 Euro bis unter 40 Euro
40 Euro bis unter 60 Euro
60 Euro bis unter 80 Euro

80 Euro und mehr

verlagerungen ins Ausland und
Streiks ohne Ende im Öffentli-
chen Dienst sind doch kein Ost-
Problem.

Natürlich könnte gesellschaft-
lich bei uns in Mecklenburg-Vor-
pommern einiges noch besser da
stehen. Doch ein Großteil des
gut qualifizierten Personals und
eine riesige Menge junger Men-
schen hat es seit der Wende auf-
grund der hiesigen Arbeitsmarkt-
lage in den Westen verschlagen.
Wie hoch dabei ein Human-
kapital-Transfer der gebildeten
Schichten der Ostbevölkerung
gen West ist, beziffert keine Zeile
der „Jammerjournalisten“. Erfol-
ge, die überall in Mecklenburg-
Vorpommern zu registrieren
sind, treten zunehmend in den
Hintergrund. Dabei gibt es genug
gute Beispiele: Die umfassende
Erneuerung der Infrastruktur, der
Aufbau einer wettbewerbsfähi-
gen Unternehmensbasis sowie ei-
ne deutliche materielle Verbesse-

rung der Lebensverhältnisse bei
den meisten Bewohnern in
Mecklenburg-Vorpommern. 

Man kann dennoch feststellen,
dass positive Ergebnisse einer gu-
ten Strukturentwicklung, die von
der Landwirtschaft und vom Ver-
arbeitenden Gewerbe sowie von
wichtigen Branchen des Dienst-
leistungssektors, insbesondere
vom Tourismus und bei der Er-
bringung wirtschaftlicher Dienst-
leistungen ausgehen, nach wie
vor durch die Folgen notwendi-
ger Strukturbereinigungen und
so genannter (unnötiger) Kreisge-
bietsreformen negativ überlagert
werden. Es geht weiterhin auch
um eine deutliche Reduzierung
der Personalüberhänge im öf-
fentlichen Dienst. Besonders die-
ses hat in den letzten Jahren zu
einer dramatischen Verschul-
dung des öffentlichen Haushal-
tes im Land geführt. Eine schwer-
wiegende Folge dieser Tatsachen
als Komplex ist die andauernd

überdurchschnittlich hohe, in
Vorpommern sogar extrem hohe
Arbeitslosigkeit, die in den letz-
ten Jahren auch unter der SPD–
PDS/Linke geführten Landesre-
gierung nicht verringert wurde.
Den Menschen werden einfach
nicht ausreichend Arbeitsplätze
bereitgestellt.

Fazit: Wir brauchen in unse-
rem schönen Land dringend eine
leistungsstarke, bewegliche und
lebensnahe Landesregierung, da-
mit künftig mehr Arbeitsplätze
geschaffen werden und ein Auf-
schwung erreicht wird. Inkompe-
tenzen und Koalitionsstreit
bringt uns kein Deut weiter.
Denn nur gut verdienende, bo-
denständige Menschen sind
letztlich in der Lage, uns Immo-
bilieneigentümern und Vermie-
tern auch gute Mieten oder Pach-
ten zu zahlen.

Ihr Erwin Mantik
Ehrenpräsident H & G M-V
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Liebe H&G-Mitglieder, 
möchten Sie sich aktiv an
der Verbesserung unserer
Zeitung H&G M-V beteili-
gen? 
Wer sich von unseren Mit-
gliedern aktiv als „Zei-
tungsschreiber“ betätigen
möchte, sollte sich über-
winden. Wir brauchen wei-
terhin Texte und Bilder aus
Ihrer Stadt bzw. Region.
Rufen Sie bitte die H&G-
Geschäftsstelle in Schwerin
an, wenn Sie an einer
Mitgestaltung interessiert
sind.
Ihre Redaktion
H&G M-V

Das Schicksal kann hart sein.
Noch Ende Februar dieses Jahres
hatte die Redaktion mit einem
erfahrenen Hauseigentümer be-
sprochen, mittels Bildmaterial in
den Haus & Grund®-Monatsaus-
gaben über die historische Ent-
wicklung der Städte im Nordos-
ten zu berichten. 

Doch das erste Vorbereitungs-
gespräch mit einem herausragen-
den Fotografen und Kenner der
Stadtszene vieler nordostdeut-
scher Städte, Herrn Walter Tho-
nagel, der zu DDR-Zeiten als Di-
plom-Wirtschaftler und Jurist ar-
beitete, war für uns leider auch
gleichzeitig das letzte. Unfassbar
für uns, dass er so plötzlich kurz

nach unserem Treffen verstorben
ist. 

Seinen Angehörigen sprechen
wir unser inniges Beileid aus. Wir
hatten uns gemeinsam noch sehr
viel vorgenommen, um die Zei-
tung Haus & Grund® Mecklen-
burg-Vorpommern durch gutes
Bildmaterial redaktionell weiter
aufzuwerten. Er stellte uns un-
voreingenommen für die Layout-
gestaltung einen großen Pool
von Bildmaterial über beachtens-
werte Häuser, historische Ansich-
ten und Literaturauszüge seiner
Veröffentlichungen zur Verfü-
gung, von welchem wir nicht
nur in dieser Ausgabe als Beispiel
ein Stadtbild vorstellen wollen.

Walter Thonagels Bilder
werden überdauern

Alte Ansicht einer Häuserfront in der Schweriner Puschkinstraße (um
1960; Foto: W. Thonagel). In dieser Straße befand sich bereits kurz
nach 1990 die erste Anlauf- bzw. Beratungsstelle von Haus &Grund
Schwerin sowie der Ursprungsort, an dem die ersten Vorabsprachen
zur Wiedergründung des Landesverbandes von Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentümern für Mecklenburg-Vorpommern getätigt
wurden.

Die Vermietung von leer stehen-
den Wohnungen für Ferienzwe-
cke hat sich in letzter Zeit als
wirksames Mittel gegen den
strukturellen Wohnungsleer-
stand entwickelt.

Nicht flächendeckend, aber in
touristisch interessanten Gegen-
den hat mancher private Vermie-
ter ein paar Wohnräume mit Mö-
beln ausgestattet und bietet sie
auf dem Ferienmarkt mit an.
Auch Genossenschaften folgen
diesem Trend, indem sie freie
Wohnungen im Block als Gäste-
wohnungen für ihre Mieter und
Genossenschaftler vorhalten. Die
Überlegung ist einfach. Warum
eine große Wohnung mieten,
wenn die Kinder und Enkel nur
wenige Tage im Jahr zu Besuch
weilen? Für diese kurze Zeit ist
selbst die etwas teurere Anmie-
tung einer Ferienwohnung effek-
tiv, weil die Wohnfläche, die we-
nig gebraucht wird, nicht dau-
ernd mit angemietet werden
muss.

Doch die Sache hat einen Ha-
ken, nämlich die Umsatzsteuer –
auch Mehrwertsteuer genannt.
Wohnraum ist bekanntermaßen
umsatzsteuerfrei. Nicht aber die
kurzfristige Vermietung, dafür
kommt nach den allgemeinen
Grundsätzen des Umsatzsteuer-

gesetzes keine Umsatzsteuerbe-
freiung in Betracht. Guter Rat ist
also teuer. Ferienwohnungen
sind es damit auch – und somit
für den privaten Eigentümer
doch nicht „das Gelbe vom Ei“?
Keineswegs. Denn eine Umsatz-
steuer kommt nur dann in Be-
tracht, wenn die Beherbergung
als Gewerbebetrieb anzusehen
ist. Auch wenn der private Ver-
mieter steuerrechtlich als Unter-
nehmer gilt, ist die Vermietung
von Wohn- und Gewerberaum
kein eigentlicher Gewerbebe-
trieb. Gewerbebetrieb ist nicht
immer gleich Gewerbebetrieb.
Ein so genanntes Zubrot für ei-
nen privaten Vermieter ist also
nicht als Gewerbebetrieb anzuse-
hen, falls nicht schon im Übri-
gen ein Gewerbebetrieb besteht
und somit bereits eine Umsatz-
steuerpflicht.

Aus Vereinfachungsgründen ist
immer dann keine gewerbliche
Tätigkeit anzunehmen, wenn
weniger als vier Zimmer und we-
niger als sechs Betten zur Beher-
bergung von Fremden bereitge-
halten werden und keine Haupt-
mahlzeit gewährt wird. Die Ge-
währung von Frühstück sowie
die Reinigung der Räume sind in-
soweit unschädlich.

Das Bundesfinanzministerium
hat in seinem Schreiben vom

28.11.2005 (Az.: IV A 5 – S 7410
– 57/05) zur Ferienzimmerver-
mietung in landwirtschaftlichen
Betrieben mitgeteilt, dass für eine
Umsatzbesteuerung maßgeblich
ist, ob auf der Leistungsempfän-
gerseite eine Steuerpflicht be-
steht oder nicht.

Mit anderen Worten: Es
kommt nicht darauf an, ob der
Anbietende, also der Vermieter,
insgesamt umsatzsteuerpflichtig
oder umsatzsteuerfrei ist, son-
dern wenn die speziellen Umsät-
ze der Steuerpflicht unterliegen,
ist für diesen Teil die Umsatzsteu-
er abzuführen. 

Aber auch Freigrenzen der Um-
satzsteuerpflicht sind beachtlich.
In vielen Fällen dürfte nämlich
auch die so genannte Kleinunter-
nehmerklausel greifen. Danach
bleiben umsatzsteuerpflichtige
Umsätze steuerfrei, wenn die
Umsätze zuzüglich der darauf
entfallenden Umsatzsteuer
17.500 Euro im vergangenen
Jahr nicht überstiegen haben
und im laufenden Kalenderjahr
50.000 Euro voraussichtlich
nicht übersteigen werden (§ 19
UStG). Im Zweifel sollte in der
Steuersprechstunde des Haus &
Grund®-Vereins nachgefragt wer-
den.

Christian Rietschel 
Vors. H & G Dresden e.V.

Privatvermietung von Wohn- und Gewerbe-
raum ist nicht stets Gewerbebetrieb

VERMIETUNG VON FERIENWOHNUNGEN

Liebe Vorstandsmitglieder,

das Thema „Umsatzsteuer-
pflicht“ sollte von den Vereins-
vorständen der im Landesver-
band Haus & Grund® Mecklen-
burg-Vorpommern organisierten
Ortsvereine in der nächsten Zeit
genauer unter die Lupe genom-
men werden, um künftig ein ggf.
leichtsinnig verursachtes Steuer-
nachzahlungsfiasko für den Ver-
ein zu verhindern. 

Verschärfung der Umsatzsteu-
erpflicht ist zu erwarten
Es ist zurzeit noch ungewiss, ob
der Bundesgesetzgeber dem-
nächst weitere Vorgaben zur Ver-
schärfung der Umsatzsteuer-
pflicht, die bereits durch den Eu-
ropäischen Gerichtshof vorgege-
ben wurden, in Deutschland um-
setzen muss. Denn nach deut-
schem Steuerrecht ist danach ein
eingetragener Verein jeweils ein
„steuerpflichtiger Unternehmer“,
wenn er einen Leistungsaus-
tausch durchführt, also Leistun-
gen erbringt und dafür eine in
der Regel geldwerte Gegenleis-
tung erhält. Sobald aber die Ein-
nahmen aus dieser „unterneh-
merischen Tätigkeit“ nachhaltig
unter 17.500 Euro pro Jahr lie-
gen, kann der Verein auch die
Kleinunternehmerregelung nach
§ 19 Umsatzsteuergesetz (UStG)
in Anspruch nehmen. Damit
bleibt er meist umsatzsteuerfrei.

Steuerbare Mitgliedsbeiträge
sind immer dann gegeben, wenn
der Verein eine Sonderleistung

an das Vereinsmitglied erbringt,
z.B. der Verein erbringt eine ver-
einsfremde Leistung (Beratung
oder Lieferung von Gegenstän-
den etc.) aus echten Mitglieds-
beiträgen. Obgleich es sich um
einen Mitgliedsbeitrag handelt,
liegt dann ein steuerpflichtiger
Leistungsaustausch vor. Aber
auch in einem solchen Fall kön-
nen Sonderleistungen im kultu-
rellen Bereich steuerfrei sein, und
zwar nach § 4 Nr. 20, 21, 22
UStG. Echte, nicht steuerbare
Mitgliedsbeiträge liegen vor,
wenn Mitglieder Einrichtungen
des Vereins im satzungsgemäßen
Umfang nutzen.

Die Vorsteuerbeträge, die direkt
dem wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb zuzurechnen sind, kann
ein Verband in vollem Umfang
abziehen. Sollten aber Rechnun-
gen vorliegen, die der reinen Ver-
bandstätigkeit zuzurechnen sind,

können diese nicht abgezogen
werden. Liegen aber Rechnungen
vor, die sowohl die reine Vereins-
tätigkeit, wie auch den wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb be-
treffen, z.B. beim Kauf von Ein-
richtungsgegenständen, so wer-
den die Vorsteuern im Rahmen
eines vereinfachten Aufteilungs-
verfahrens abgezogen. Hier kann
z.B. das Verhältnis der Einnah-
men aus der nicht unternehmeri-
schen und der unternehmeri-
schen Betätigung angewandt
werden. Eine entsprechende Ver-
einfachung wäre grundsätzlich
mit dem zuständigen Finanzamt
abzustimmen. Immer dann,
wenn der Verein Rechnungen
ausstellt, die seine nicht steuer-
lich belastbare Tätigkeit betref-
fen, darf er selbstverständlich
auch keine Umsatzsteuer geson-
dert ausweisen.

Vorstandsmitglieder haften
mit Privatvermögen
Künftig wächst auch das Risiko
für Vereinsvorstände, dass sie mit
ihrem Privatvermögen für
Pflichtverletzungen in Anspruch
genommen werden können.
Hierzu genügt schon eine grobe
Fahrlässigkeit. Grob fahrlässig
handelt derjenige, der die Sorg-
falt, zu der er nach seinen per-
sönlichen Kenntnissen und Fä-
higkeiten verpflichtet und im
Stande ist, in ungewöhnlich gro-
ßem Maße – also grob verletzt.

Das Böse: Wer z.B. interne Ab-
läufe im Verein unzureichend or-
ganisiert und diesem dadurch ei-

Umsatzsteuerpflichten, Vorstandshaftung und
Unfallversicherung in eingetragenen Vereinen

RISIKO VEREINSFINANZEN

nen nachweisbaren Vermögens-
schaden zufügt, haftet mit sei-
nem gesamten Privatvermögen.
Das gilt auch, wenn ein Be-
schluss der Mitgliederversamm-
lung ignoriert wurde und da-
durch der Schaden entsteht. Die
Vereinsvorstände sollten allein
aus diesem Grund stets rechtzei-
tig Vorsorge treffen, indem sie
eine Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung abschließen.
Diese Versicherung soll das Pri-
vatvermögen der Entscheidungs-
träger aus dem Vorstand oder
z. B. einer dem Verein ange-
schlossenen Hausverwaltung
schützen. Die einzelnen Punkte
des Vertrages sollten allerdings
vor Vertragsabschluss sorgfältig
geprüft und mit anderen Versi-
cherungsangeboten verglichen
werden. Wichtig ist dabei, dass
der Versicherungsschutz auch
„grob fahrlässig begangenes Fehl-
verhalten“ im Vertragstext bein-
haltet und sich auf sämtliche
Haftungsansprüche der Ehren-
amtlichen bezieht. Ansprüche
gegen Vorstandsmitglieder soll-
ten unabhängig davon versichert
sein, ob sie in der Praxis von au-
ßen stehenden Dritten oder vom
Verein selbst erhoben werden.

Unfallversicherung im
Ehrenamt
Auch Haus & Grund®-Vereine
sollten sich um die Absicherung
ihrer ehrenamtlichen Helfer
kümmern. Das ist geboten, seit-
dem Neuregelungen zur Unfall-
versicherung für Ehrenamtliche
in Kraft getreten sind. In vielen
Bundesländern bestehen in un-
terschiedlichen Verbänden be-
reits Rahmenverträge über Un-
fallversicherungsschutz für eh-
renamtlich Tätige. Die Vereine
im Landesverband von Haus &
Grund® Mecklenburg-Vorpom-
mern sollten sich ggf. um einen
einheitlichen Versicherungs-
schutz für ehrenamtlich Tätige
bemühen. So könnten nicht nur
günstigere Versicherungsverträge
abgeschlossen werden, sondern
aufgrund der Komplexität der
Verträge auch Kosten gespart
werden.

Ihr Erwin Mantik 
Ehrenpräsident H & G M-V

Das Landgericht Hamburg hat
mit seinem Urteil vom 28.2.2006
(Az.: 312 O 865/05) entschieden,
dass der Immobilienverband
Deutschland (IVD) die Bezeich-
nung „Immobilienverband“
nicht mehr nutzen darf. Dieses
Urteil, welches momentan im
Mittelpunkt des öffentlichen In-
teresses steht, ist noch nicht ein-
mal rechtskräftig und schon wird
von Verbot der Namensführung
gesprochen.

Doch beginnen wir von vorn.
Die Berufsverbände Ring Deut-
scher Makler – Verband der Im-
mobilienberufe und Hausverwal-
ter (RDM) und der Verband
Deutscher Makler für Grundbe-
sitz, Hausverwaltung und Finan-
zierungen (VDM) haben sich
nach langer Vorbereitung zum
gemeinsamen Immobilienver-
band Deutschland (IVD) zusam-
mengeschlossen, um eine ein-
heitliche und starke Lobby für
die Immobilienwirtschaft bilden
zu können. Nichts anderes ist
das Ziel des Zentralverbandes der
Deutschen Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentümer, eine star-
ke Lobby für Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentümer. Statt nun
auf breiter Front zusammenzuar-
beiten, damit die Eigentumsrech-
te in Deutschland nicht weiter
beschnitten werden und der Arti-
kel 14 des Grundgesetzes, der das
Eigentum gewährleistet, nicht
weiter ausgehöhlt wird, wird ein
„Kleinkrieg“ wegen der Namens-
findung geführt.

Nach Meinung von Haus &
Grund Deutschland wird mit der
Bezeichnung „Immobilienver-
band Deutschland“ der Eindruck
einer „Alleinstellung als Interes-
senvertretung der Immobilien-
wirtschaft“ erweckt. Dieser Mei-
nung haben sich auch der Bun-
desverband Freier Immobilien-
und Wohnungsunternehmen
(BFW) und der Bundesverband
deutscher Wohnungs- und Im-
mobilienunternehmen (GdW)
angeschlossen und mit dieser Be-
gründung den IVD auf Namens-
änderung verklagt. Es stellt sich
die wohl berechtigte Frage inwie-
weit die genannten Klägerver-
bände ebenfalls Alleinstellungs-
merkmale in ihren Namen füh-
ren. Der IVD ist der Berufsver-
band der Immobilienmakler und
Hausverwalter, als nichts anderes
gibt er sich aus. Haus&Grund als
Eigentümerschutz-Gemeinschaft
ist der Interessenvertreter der
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer.

Der Autor dieses Artikels ist als
Geschäftsführer eines Immobi-
lienunternehmens als ordentli-
cher Kaufmann Mitglied im Be-
rufsverband IVD und gleichzeitig
sowohl als Firma und auch als
Privatperson Mitglied des Ros-
tocker Haus- und Grundeigentü-
mervereins. Der Rostocker Orts-
verein und ganz sicher viele wei-
tere Haus&Grund-Vereine haben
Immobilienfirmen als Mitglieder.
Man stärkt sich im Kleinen also
gegenseitig. Der Zentralverband

jedoch torpediert diese gegensei-
tige Ergänzung auf der lokalen
Ebene. Denn Emotionen sind
schnell geweckt, nach dem Mot-
to: Soll ich wirklich Mitgliedsbei-
träge für einen Verein bezahlen,
der meinen Berufsverband ver-
klagt wegen angeblicher „Allein-
stellungsmerkmale“ in der Na-
menführung (also wegen Nich-
tigkeiten) die der Klägerverband
ebenso aufweist? Es stellt sich die
Frage, ob dieser Schuss nicht
nach hinten losgeht und sowohl
der Sache als auch den Mitglieds-
verbänden auf Landes- und Orts-
ebene mehr schadet als nützt.

Es ist den Spitzenverbänden
der Immobilienwirtschaft wirk-
lich ans Herz zu legen, das dafür
verschwendete Geld (nämlich
Mitgliedsbeiträge) sinnvoller zu
verwenden, den Kleinkrieg
schleunigst zu beenden und ge-
meinsam für die Rechte der
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer und der Immobilien-
makler und Hausverwalter, also
der gesamten deutschen Immo-
bilienwirtschaft, einzutreten.

Anmerkung der Redaktion
Autor Thomas Kowalski ist Fach-
wirt der Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaft, Vorstandsmitglied
im Rostocker Haus- und Grundei-
gentümerverein e.V. und Vizepräsi-
dent des Landesverbandes Haus&
Grund Mecklenburg-Vorpommern
e.V.

H & G Deutschland gegen
Immobilienverband Deutschland?

LESERBRIEF
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Am 20. Februar fand ein öf-
fentlicher Themenabend des
Haus- und Grundeigentümerver-
eins Stralsund e.V. statt, von dem
Dietmar Schubert für unsere Le-
ser berichtet.

Vorteile von Fotovoltaik-
anlagen

Herr Meier, Geschäftsführer der
MRT GmbH Triebsees erläuterte
in seinem Vortrag die Klimaent-
wicklung, stellte die Herstellung
von Siliziumelementen anschau-
lich dar und erläuterte die Mög-
lichkeit, mit Fotovoltaikanlagen
die eigenen Stromkosten zu sen-
ken. In dem Vortrag wurde dar-
gestellt, dass an der Ostseeküste
durch die hohe Anzahl von Son-
nenstunden in unserer Region
solche Anlagen wirtschaftlich be-
trieben werden. Dabei können
ca. 16 Module bereits den Strom-
verbrauch eines durchschnittli-
chen Haushalts decken und sich
in ca. 15 Jahren wirtschaftlich
amortisiert haben. 

Unter den derzeitig günstigen
Förderungen durch die KfW-
Bank kann sich eine Anlage sogar

noch schneller amortisieren. Mo-
mentan werden durch das „Er-
neuerbare Energie Gesetz“ 0,518
Euro/KWh vergütet.

Neues zum Schornstein-
fegergesetz

Durch Herrn Herfordt wurde
über neue Entwicklungen zum
Schornsteinfegergesetz berichtet.
So wurde durch die EU eine Än-
derung des bestehenden Geset-
zes erneut angemahnt. Er legte
dar, dass häufig durch Schorn-
steinfeger Leistungen erbracht
und abgerechnet werden, welche

durch das bestehende Gesetz und
die BImSch-Verordnung nicht
abgedeckt sind. Nach dieser Bun-
desverordnung, auf die sich auch
das Schornsteinfegergesetz be-
zieht, dürfen z.B. Messungen an
Abgasanlagen nicht immer be-
rechnet werden. Er gab auch
Hinweise, auf welche Tätigkeiten
und Abrechnungen durch
Schornsteinfeger von den Eigen-
tümern besonders geachtet wer-
den sollte.

Aktiv gegen Energiepreis-
steigerungen

Herr Murzynowski berichtete,
mit welchen Mitteln der Verein
gegen die unsäglichen Preisstei-
gerungen bei Gas, Strom und Ab-
wasser angeht und seine Stral-
sunder Mitglieder dabei unter-
stützt. Von den ca. 30 Anwesen-
den erklärten spontan 6 Zuhörer,
dass sie im Widerspruchsverfah-
ren gegen diese Preise sind. Das
sind bereits mehr, als in der Pres-
semitteilung der SWS bisher zu-
gegeben wurden. 

Jens Hevernick
H& G Stralsund

Themenabend bei H & G Stralsund

Großen Anklang fand ein inte-
ressanter Themenabend bei
Stralsunder Teilnehmern

Neu ist, dass z.B. Gebäuderei-
niger ab 1. Juli 2006 ihre Rech-
nungen ohne Umsatzsteuer aus-
stellen müssen. Diese hat dann
jeweils der Auftraggeber, Haus-
verwalter bzw. Eigentümer abzu-
führen. Ausgenommen davon
sind nur Kleinunternehmer so-
wie Umsätze bis zu 500 Euro net-
to. Rechnungen müssen also au-

ßerdem den Hinweis enthalten,
dass der Auftraggeber nach Para-
graf 13b Umsatzsteuergesetz
Schuldner der Umsatzsteuer ist. 

Alle Betroffenen sollten den
Stichtag der Rechnungsumstel-
lung im Auge behalten und sich
bei Bedarf gegenseitig über die
Neuregelung aufklären.

Veränderungen bei Umsatzsteuer

parteien. Was für eine Säule bit-
te? Ja, neben dem schriftlichen
Vertrag steht das Leben mit dem
ureigenen Verhaltenskodex der
Vertragspartner auf einem ande-
ren Blatt.

Bitter wird die gewonnene Er-
kenntnis für viele Vermieter, dass
z. B. einige Mieter keine Miete
mehr zahlen, oder einfach kür-
zen, ohne berechtigte Gründe
vorweisen zu können. Der Scha-
den bezieht sich ja erst einmal
nur auf einen versiegten Geld-
fluss. Viel bitterer ist jedoch,
wenn Mieter die Mietsache ver-
wohnen, beschädigen oder ver-
kommen lassen und aufgrund
der erwachsenen Mängel, Miet-
minderungen geltend machen.

Im Normalfall lässt sich mit je-
dem alles irgendwie klären und
ggf. eine Lösung finden. Heute
ziele ich jedoch auf eine Gruppe
von Mietern ab, die vorsätzlich
auf diese Situation hin leben und
ganz bewusst den Vermieter prel-
len. Als Gegenpfand bewaffnen
sie sich mit augenscheinlich hin-
reichenden Argumenten zur Be-
gründung der Zahlungsverweige-
rung. Sie sehen Bilder Ihres Ob-
jektes, was Sie so nicht geahnt
hätten. Schimmel an den Wän-
den, was im Lebenszyklus des
Hauses in dieser Form bisher
nicht aufgetreten war. Sicher, es
gibt im Laufe der Jahre immer Al-
terungserscheinungen oder bau-
liche Umstände im Gebäude, die
ein Auftreten dieser Art erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt zu las-
sen. Nein, ich spreche z.B. vom
Trocknen der Wäsche in den
Wohnräumen und ungenügen-
der Beheizung derselben.

In einem sachtypischen Fall
stellte sich über die Auswertung
der Heizkostenverteiler-Ver-
brauchserfassung heraus, dass
ein Mieter sein Schlaf- und Ne-
benzimmer auf unglaublich
niedrige Verbrauchswerte „ge-
kühlt“ hatte. Jeder Mensch gibt
pro Nacht ca. 1 Liter Wasser an
die Raumluft ab, zu trocknende
Wäsche steht dem in nichts
nach. Es war also zwangsläufig
zur Schimmelbildung an den
stets kälteren Außenwänden der
Räume gekommen, der sich op-
tisch natürlich starken Eindruck
verschaffte und gesundheitlich
ein Risiko darstellte. Die Erkennt-
nis, dass vielleicht richtiges Lüf-
ten und ausreichendes Beheizen
der Räume zur Vermeidung bei-

tragen könnte, stand für den vor-
genannten Mieter nicht zur Dis-
position. 

Die Lösung lautete nicht: Lüf-
ten, Heizen, Wäschetrocknen
vielleicht mal anders, nein:

Mietminderung. Und jetzt sind
Sie dran, lieber Vermieter! Vom
Mieterbund gibt es Beratung und
Tabellen für Mieter, um wie viel
ein Mieter die Miete „rechtens“
kürzen darf. Wollen sie Gutach-
ter kennen lernen, Rechtsaus-
künfte studieren, Verfahren zur
gerichtlichen Klärung anzetteln?
Können Sie alles haben. Was Sie
dann aber bitte auch mitbringen
müssten, wären starke Nerven,
Geduld und keine Scheu, neben
der Mietminderung und Bau-
schäden, die Kosten des Verfah-
rens zu tragen. Gut wer eine
Rechtsschutzversicherung hat.
Geht ja alles – bloß was bringt
es?

Beim heutigen Stand der Dinge
kann man sich als Vermieter
glücklich schätzen, solchen Är-
ger im Anfangsstadium abzufan-
gen. Im anderen Fall bleibt der
aufwendige Nachweis der Ursa-
che des Mangels und Schuldfrage
sowie der Schadensregulierung
dem Juristen und Gutachter vor-
behalten. Die wenigen Mieter,
die eigentlich gar keine richtigen
sind, weil der Vertrag und seine
Normen durch sie vorsätzlich
missachtet werden, müssten
durch geeignete Kündigungsver-
fahren schneller und effektiver
zur Verantwortung gezogen wer-
den können.

Vermieter müssen den Anga-
ben der vakanten Mietinteressen-
ten über gewisse Strecken hin-
weg Vertrauen entgegenbringen.
In aller Regel funktioniert das
auch. Schade jedoch, dass skru-
pellose Mietnomaden und ver-
tragsresistente Mitmenschen un-
serer ohnehin schon überlasteten
Justiz soviel Arbeit bereiten und
manchen Vermieter in finanziel-
le Schwierigkeiten bringen. Ir-
gendwo hört der Spaß und die
Geduld berechtigter Weise auf.
Eine attraktive Mietwohnung ist
das eine, ein seriöser Mieter das
passende Gegenstück.

Wer das eine hat, findet hof-
fentlich auch das zweite. Augen
auf Vermieter – und viel Glück!

H& G Stralsund 
Artikel Hevernick JH-3/2006

Im Mietvertrag wird und kann
alles allumfassend über das The-
ma der gegenseitigen Rechten
und Pflichten der beiden Partei-
en zur Nutzung der Objekte gere-
gelt werden. Zum Glück halten
sich ein Großteil der Vertrags-
partner an die geschlossenen
Vereinbarungen und gemein-
schaftlichen Normen. Es gibt je-
doch eine ganze Reihe an Kon-
fliktpotenzial im Vermieteralltag,
mit der Auslegung der den Mie-
tern überlassenen Nutzungsrech-
te der Mietsache. Grundsätzlich
könnte man z.B. zwei Hauptsäu-
len der Streit- bzw. Konfliktkultu-
ren ausmachen.

Die eine Säule umfasst das bau-
physikalische, substanziell prak-
tisch vorhandene Objekt mit all
seinen Eigenschaften und Para-
metern, wie die Wohnfläche, La-
ge, Ausstattung, Zustand etc. Ei-
ne andere, nicht so klar zu fas-
sende Materie ist die ideelle, psy-
chologische Säule der Vertrags-

Der Kampf mit Mietprellern
Geschichten, Erfahrungen und Anekdoten aus dem Alltag eines Vermieters

MIETNOMADEN, MIETERBUND – MIETER UND VERMIETER

Frühlingszeit ist in Mecklen-
burg-Vorpommern meist auch
Sturmzeit. Abgedeckte Dächer,
verbeulte Autos und abgeknickte
Bäume bleiben dabei nicht aus.
Eigentümer treffen allerdings
nicht immer genügend Vorsorge.
Haus & Grund® Mecklenburg-
Vorpommern erörtert, was zu
tun ist und welche Arten von
Versicherungen wichtig sein
könnten.

Die Zeitabstände, in denen
Stürme auftreten, werden in den
letzten Jahren ständig kürzer, ih-
re Gewalt dagegen nimmt zu.
Unwetterschäden werden übli-
cher Weise von Gebäude-, Haus-
rat- und Kaskoversicherungen
abgedeckt. Allerdings spricht
man bei einem Unwetter erst
dann von einem Sturm, wenn
mehr als acht Windstärken herr-
schen. Dabei erreicht der Wind
eine Geschwindigkeit von über
61 Stundenkilometern.

Welche Versicherung zahlt wei-

chen Schaden: Der klassische
Versicherungsschutz für Immobi-
lieneigentümer ist die (Wohn-)
Gebäudeversicherung. Sie über-
nimmt die Kosten, die der Eigen-
tümer benötigt, um das Haus
nach einem Unwetter wieder in
Stand zu setzen. Versichert sind
dabei grundsätzlich die im An-
trag bezeichneten Gebäude, Ne-
bengebäude sowie Garagen. Die
Versicherung kommt auch für
Folgeschäden auf, wenn zum Bei-
spiel durch ein abgedecktes Dach
Regenwasser ins Haus eindringt
und Wände oder Decken beschä-
digt. Dazu sollten Eigentümer je-
doch stets das Kleingedruckte in
ihren Versicherungsverträgen le-
sen. Je nachdem, wie wertvoll
ein Haus oder eine Wohnung
eingerichtet ist, kann eine Haus-
ratversicherung sinnvoll sein.
Die Höhe der an die Versiche-
rung zu zahlenden Prämien
hängt hierbei wesentlich vom
Wert der Einrichtungsgegenstän-
de ab. Die Hausratversicherung
deckt neben Standardleistungen
wie Einbruch, Brand- und Lei-
tungswasserschäden auch Sturm-
schäden an Möbeln und anderen
Einrichtungsgegenständen ab.

Folgeschäden am Hausrat sind
mitversichert, wenn das Dach
durch den Sturm beschädigt oder
abgedeckt wurde oder wenn der
Wind ein Fenster eingedrückt hat
und dadurch die Möbel beschä-
digt wurden. An stürmischen Ta-
gen sollten allerdings Türen und
Fenster immer fest verschlossen
werden, da die Versicherung i. d.
R. nicht einspringt, wenn Nie-
derschläge durch offene Fenster
und Türen eindringen. Ein Ei-
gentümer haftet unter Umstän-
den auch für Schäden, die bei
umstürzenden Bäumen oder ab-
knickenden Ästen auf seinem

Grundstück auftreten. Für Schä-
den, die auf benachbarten
Grundstücken oder an Fahrzeu-
gen auftreten, muss der jeweilige
Baumbesitzer beziehungsweise
seine Haftpflichtversicherung für
entstandene Schäden aufkom-
men. Der Eigentümer haftet also
für den kranken Baum, der auf
seinem Grund steht und deren
Äste auf das Nachbargrundstück
stürzen. Allerdings muss das
auch äußerlich erkennbar sein.
Wurde der Baum trotz äußerer
Krankheitszeichen nicht auf sei-
nen Zustand hin untersucht, ist
der Fall für die Versicherung klar.
Der Eigentümer haftet dann
selbst. Wichtig ist also ein Sich-
tungsprotokoll mit Datum und
Unterschrift (ggf. von einem
Fachmann). 

Fällt allerdings ein Ast bei ei-
nem Orkan von einem gesunden
Baum, kann unter Umständen
der Geschädigte im Umfeld nach
Rechtsprechung des OLG Kob-
lenz (Az.: 1 U 1161/99) keine An-
sprüche gegen den Eigentümer
geltend machen. Richter werten
solche Fälle als naturgegebenes
Risiko, dass ein Sturm auch ge-
sunde Äste von Bäumen reißen
kann. Ein Eigentümer müsse ge-
sunde Bäume nicht fortlaufend
durch Sichtkontrollen auf Bruch-
sicherheit prüfen, sondern nur in
„gewissen“ regelmäßigen Abstän-
den.

Falls Dachziegel zu Flugge-
schossen werden und Fahrzeuge
beschädigen, nehmen Richter zu-
nächst an, dass das Dach nicht
gut in Schuss gehalten wurde.
Für entstandene Schäden muss
dann der Hauseigentümer zah-
len. Nach einem Urteil des OLG
Düsseldorf (Az.: 22 U 76/02) ent-
fällt die Haftung, wenn das Dach
regelmäßig kontrolliert wird. Im

vorliegenden Fall konnte der
Hausbesitzer nachweisen, dass er
einen Dachdeckerbetrieb damit
beauftragt hatte, das Dach alle
drei Monate zu überprüfen. Da-
mit sei er seiner Gebäudeunter-
haltungspflicht nachgekommen.

Schäden sollten so schnell wie
möglich der Versicherung gemel-
det werden. Um Folgeschäden zu
vermeiden, sind notdürftige Re-
paraturen, bevor der Gutachter
seine Bestandsaufnahme durch-
geführt hat, zwar erlaubt. Vor der
Reparatur sollten jedoch Fotos
von der Schadensstelle gemacht
und Zeugen gestellt werden. 

In speziellen Versicherungsfra-
gen wenden Sie sich bitte an
Herrn Kelling (Bild) vom Ros-
tocker Haus & Grund®-Vereins-
vorstand (Tel.: Adressliste der
Vereine in M-V), der gleichzeitig
die Grundeigentümer-Versiche-
rung für den Bereich Mecklen-
burg-Vorpommern vertritt.

Frühjahrsstürme bilden oft Gefahren
GEBÄUDEUNTERHALTUNGSPFLICHTEN

Einzelne unkorrekte Klauseln
in Formularmietverträgen kön-
nen den ganzen Mietvertrag un-
wirksam machen.

Deshalb sollten Eigentümer
oder Vermieter exakt auf die
schriftlichen Vertragsformulie-
rungen achten. Wird nämlich
ein Mieter durch eine Klausel un-
angemessen benachteiligt, so
kann das nach einem Urteil des
Landgerichts Berlin (Az. 65 S
406/03) zur Unwirksamkeit der
Gesamtregelung des Vertrages
führen. 

Im verhandelten Fall hatte ein
Vermieter von seinem Mieter we-
gen mangelhaft durchgeführter
Schönheitsreparaturen Schaden-
ersatz gefordert. Im Mietvertrag
war vereinbart, dass der Mieter
auch den Außenanstrich der

Fenster zu übernehmen hat. Da
dieser Passus jedoch in einem
Formularmietvertrag stand, gin-
gen die Richter davon aus, dass
dieser Punkt dem Mieter einfach
aufgebürdet wurde. Zu den übli-
chen Schönheitsreparaturen
zählt der Außenanstrich der
Fenster nämlich nicht. Dies führ-
te folglich zur Unwirksamkeit der
Gesamtregelung über Schön-
heitsreparaturen. Wir empfehlen
daher die ständig von Fachan-
wälten aktualisierten Mietver-
tragsformulare von Haus &
Grund® Mecklenburg-Vorpom-
mern zu verwenden. Darin fin-
den Sie deutliche Vertragsbedin-
gungen, die dem Eigentümer
letztlich eine Menge Geld bzw.
Ärgernisse ersparen helfen. 

Mietvertragsklauseln immer
exakt gestalten

Der Bundesgerichtshof hat mit
Urt. v. 2.11.2005 (XII ZR 212/03)
eine Entscheidung gefällt, die für
eine künftige Vermietung vom
Reißbrett aus von entscheiden-
der Bedeutung ist. In zahlreichen
Fällen haben Projektentwickler
zur Erleichterung der Finanzie-
rung ein besonderes Interesse da-
ran, den Banken nachzuweisen,
dass bereits vor Fertigstellung der
Mietobjekte bindende Mietver-
träge abgeschlossen sind.

Nach den §§ 550, 578 BGB be-
darf ein Mietvertrag über Wohn-
oder Geschäftsräume, der für län-
gere Zeit als ein Jahr geschlossen
wird, der Schriftform. Andern-
falls gilt er für unbestimmte Zeit
und kann frühestens zum Ablauf
eines Jahres nach Überlassung
gekündigt werden. Da bei der
Anmietung vom Reißbrett der

Zeitpunkt der Fertigstellung viel-
fach noch nicht feststeht, findet
sich in Mietverträgen die Rege-
lung, dass das Mietverhältnis
„mit der Übergabe der Mietsa-
che“ beginnt. Kontrovers hat die
Rechtsprechung bisher die Frage
beurteilt, ob durch diese Formu-
lierung der Mietbeginn hinrei-
chend bestimmt und somit das
Schriftformerfordernis gewahrt
ist. Nach Ansicht des BGH liegt
bei dieser Formulierung kein Ver-
stoß gegen § 550 BGB vor. Er
führt aus, dass keine zu hohen
Anforderungen an den Begriff
der Bestimmbarkeit gestellt wer-
den dürfen. Wäre das Datum des
Mietbeginns bei Vertragsab-
schluss bekannt, so liege bereits
eine Bestimmtheit vor. Bestimm-
barkeit verlange demgegenüber
ein deutlich geringeres Maß an

Bindende Mietverträge sind bereits vor Fertigstellung
der Mietobjekte rechtlich zulässig

Nach § 535 Abs. 1 S. 2 BGB ist
der Vermieter verpflichtet, dem
Mieter die Mietsache in einem
zum vertragsgemäßen Gebrauch
geeigneten Zustand zu überlas-
sen und sie während der Mietzeit
in diesem Zustand zu erhalten.
Entscheidend sind nach dem Ge-
setz für den Zustand daher zu-
nächst die Vereinbarungen von
Vermieter und Mieter. Darüber
hinaus sind alle bei Vertragsab-
schluss erkennbaren Umstände
wie z.B. das Alter des Gebäudes
von Bedeutung.

Das Landgericht Karlsruhe
weist mit Urteil vom 23.9.2005
(9 S 157/05) darauf hin, dass ein
Mieter ohne ausdrückliche Ver-
einbarung nur einen Standard er-
warten kann, der vergleichbaren
Wohnungen entspricht. Nach
Meinung des Gerichts hat er bei
einer Altbauwohnung gewisse
Unzulänglichkeiten, die allge-
mein verbreitet sind, hinzuneh-
men. Dazu zählen u.a. Zuglufter-
scheinungen.

Dr. Gather

Zugluft im Altbau kein Minde-
rungsgrund

Umstürzende Bäume: Versiche-
rung zahlt nur, wenn wirklich
Sturm die Beschädigungen ver-
ursacht hat.

Genauigkeit. Der BGH hält eine
abstrakte Beschreibung für aus-
reichend, die ermöglicht, den Be-
ginn des Mietverhältnisses zu er-
mitteln. Nach dem Sachverhalt,
der der Entscheidung zugrunde
liegt, haben die Parteien einen
Mietvertrag über ein Ladenlokal
für 15 Jahre abgeschlossen.

Das Urteil dürfte ebenfalls für
private Vermieter von Interesse
sein, wenn nach einer Kündi-
gung der Zeitpunkt der Räumung
durch den bisherigen Mieter
noch nicht feststeht.

Dr. Gather

GEV-Spezialist Klaus Kelling



LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, 

die auf dieser Seite veröffentlichten Fragen und Antworten sind in Kurzform beantwortet und können keines-
falls eine umfassende, individuelle Fach- bzw. Rechtsberatung bei Ihrem regionalen Haus&Grund-Ortsverein
ersetzen. Die Beratungszeiten der 20 Vereine des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus
der Vereinstabelle (Seite 6 unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen bzw. mietrechtlichen Problemen haben, schrei-
ben oder mailen Sie an: Redaktion Haus &Grund M-V, Heinrich-Mann-Str. 11/13, 19053 Schwerin, E-Mail:
haus-u-grund-red@t-online.de
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IM LANDESVERBAND HAUS &GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus&Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 03971/243130 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/5 45 26 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 038206/7060 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 03834/500159 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 03883/722271 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 03981/206264 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 03871/265184 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Rechlin Jürgen Krämer 03 98 23/2 13 97 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17248 Rechlin Müritzstraße 26

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 03821/812976 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 0381/455874 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 03831/290407 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973/43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 039928/5026 1. Do im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 03836/600439 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus&Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Ziesemer 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Frage: Mein langjähriger Mieter
wohnt in der Einliegerwohnung
meines Hauses und nutzt einen
Teil des Hausgartens für seinen
Blumen und Gemüseanbau. Das
ist im Mietvertrag geregelt.
Kürzlich sprach er mich an, ob
ich etwas dagegen haben würde,
wenn er sich eine Voliere mit
kleinem Holzschuppen bauen
würde, um darin einige Waldvo-
gelpaare zu halten. Er würde mir
freiwillig für die Gartennutzung
mit Voliere monatlich 15 Euro
zusätzlich bezahlen. Im Prinzip
habe ich nichts dagegen. Da im
Moment jedoch das Problem
mit der Vogelgrippe besteht, ha-
be ich noch gezögert. Spricht
aus ihrer Sicht etwas gegen eine
Genehmigung der Nutzungser-
weiterung und wie sollte ich
mich überhaupt dabei verhal-
ten? 

Antwort: Das ist nicht nur 
in Mecklenburg-Vorpommern
recht kompliziert. Wer heimi-
sche Waldvögel in einer Garten-
voliere halten möchte, muss
nach einem formlosen Vorab-
Einverständnis des Eigentümers
zunächst bei der dafür zuständi-
gen regionalen Naturschutzbe-
hörde einen Antrag auf Geneh-
migung eines Tiergeheges stel-
len. Im Antrag, der in der Regel

in vierfacher Ausfertigung er-
stellt werden muss, ist vom An-
tragsteller anzugeben, welche
Arten von Waldvögeln er halten
bzw. züchten möchte. Dabei
sind jedoch die Inhalte des Ge-
setzes zum Schutz der Natur
und der Landschaft in Mecklen-
burg-Vorpommern (LNatG M-V
– Landesnaturschutzgesetz)
vom 22.10.2002 (GVOBl. 2003
S. 1) zuletzt geändert am
11.7.2005, GVOBl. M-V) zu be-
achten. 

Jede Errichtung eines Tierge-
heges (Vogelvoliere) mit der an-
schließenden Haltung und
Zucht von Waldvögeln ist also
komplex genehmigungspflich-
tig. Im Antrag wären vom An-
tragsteller die zu haltenden Vo-
gelarten und der Nachweis des
rechtmäßigen Besitzes gemäß 
§ 49 des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatG) bei besonders ge-
schützten Arten zu erbringen. 

Weiter ist darzulegen: die Lage
sowie die Größe der Voliere (Ge-
hege), die derzeitige Nutzung
des zu bebauenden Grundstücks
(Garten etc.), die Art der Ein-
friedung und die schriftliche
Einwilligung des Eigentümers
zum Bau der Voliere (Gehege).
Während der Antragsbearbei-
tung ist dann mit Besuch vom
städtischen Bauamt zu rechnen,

weil die baulichen Fakten an
Ort und Stelle, also die Voliere
mit dem im Gartenhaus errich-
teten Schutzraum für die Vögel
von einem Beamten begutach-
tet werden. Der Grund: Die ge-
samte Holzkonstruktion der Vo-
liere ist in der Regel nach gesetz-
lichen Vorschriften „Zimmer-
mannsmäßig sowie druck- und
zugfest zu verankern“. Auch das
Ordnungsamt der Stadt oder
Gemeinde kann, wenn nötig,
am Antragsverfahren beteiligt
werden.

Ihr Mieter muss neben einer
Ursprungsbescheinigung für die
Herkunft der Tiere (Cites) be-
achten, dass er sich nicht ein-
fach Wildfänge besorgen kann
oder unberingte Tiere aus zwei-
felhaften Beständen erwirbt, da
nach § 14 des LNatG M-V jegli-
che Eingriffe in Natur und
Landschaft im Sinne dieses Ge-
setzes verboten sind und nach 
§ 34 ein allgemeiner Schutz
wildlebender Tiere und Pflanzen
besteht (auch: § 20d BNatSchG).
Damit ist es schon verboten,
wildlebende Tiere mutwillig zu
beunruhigen, zu belästigen oder
ohne vernünftigen Grund zu
fangen, zu verletzen bzw. zu tö-
ten. Außerdem ist nach § 37 ei-
ne Kennzeichnung der gehalte-
nen Tiere mit Fußringen (zu 

§ 26 Abs. 3 und 4 BNatSchG)
nötig. 

Sind all diese behördlichen
Hürden überwunden, erhält der
Antragsteller die Genehmigung,
seine Gartenvoliere (Gehege) zu
errichten und die Haltung der
im Antrag angegebenen Vogel-
arten zu betreiben. Meist wer-
den dem Vogelfreund weitere
damit verbundene Auflagen
übertragen. Klären Sie vorab
schriftlich in Ihrer Genehmi-
gung mit dem Mieter, wer für ei-
nen künftigen Rückbau der An-
lage verantwortlich ist (Kau-
tion).

Die aktuelle Vogelgrippe be-
treffend gibt es regional unter-
schiedliche Regelungen. Auf alle
Fälle sollte jedoch in „Gefahren-
zeiten des Vogelzuges“ die Vo-
liere zumindest oben mit einer
Plane oder Bedachung gegen
Koteinträge von Fremdvögeln
abgesichert sein. Bedenken Sie
als Eigentümer auch, dass es Vo-
gelarten gibt, die zeitweise rela-
tiv laute Geräusche von sich ge-
ben, was letztlich (neben Ge-
ruchsbelästigungen) zu Proble-
men mit der engeren Nachbar-
schaft führen könnte. 

Erwin Mantik
Forstmeister a.D.

Vogelliebhaberei contra Vogelgrippe?

Frage: In den letzten Monaten
haben mir nicht bekannte Mie-
ter meines Sechsfamilienhauses
immer wieder schrottreife elek-
tronische Geräte, wie Altradios,
Recorder etc. in die Mülltonnen
verbracht und sogar ausgediente
Fernsehgeräte neben die Müll-
tonnen gestellt. Kann ich das
den Mietern grundsätzlich ver-
bieten und gibt es dazu konkre-
te gesetzliche Regelungen?

Antwort: Elektroschrott darf
grundsätzlich nicht in den
Müll. Konkret heißt das, die
Mieter dürfen Elektro- und Elek-
tronikgeräte nicht mehr weg-
werfen, sondern müssen sie seit
März 2006 zur Wiederverwer-

tung abgeben. Die Kommunen
haben bereits, oder müssen
künftig dafür Rückgabestellen
einrichten oder auf Anfrage der
Gerätebesitzer Abholdienste an-
bieten. Dies schreibt das Elek-

tro- und Elektronikgerätegesetz
(ElektroG) vor, das bereits am
24. November 2005 in Kraft ge-
treten ist. Außerdem sind Her-
steller und Importeure jetzt ver-
pflichtet, dass sie sich bei elek-
tronischen Produkten, die nach
dem 13. August 2005 verkauft
wurden, registrieren lassen und
die Rücknahme ihrer Altgeräte
gewährleisten müssen. Mit die-
ser Regelung soll eine geordnete
Entsorgung der deutschlandweit
jährlich rund 1,8 Mio. Tonnen
Elektroaltgeräte sichergestellt
werden.

Übrigens: Altgeräte enthalten
meist wertvolle Bestandteile wie
Kupfer oder sortenreine Kunst-

stoffe, aber auch gefährliche
Stoffe wie Quecksilber, Cadmi-
um und FCKW. Auch für die
Entsorgung von Geräten aus
dem gewerblichen Bereich sind
seit 13. August 2005 die Herstel-
ler und Importeure verantwort-
lich, für die vor diesem Termin
verkauften Geräte waren es stets
die Besitzer. Über diesen neuen
Umstand (Elektro- und Elektro-
nikgerätegesetz – ElektroG) soll-
ten sie ihre Mieter ggf. schrift-
lich informieren und bei neuen
Verstößen in letzter Konsequenz
Anzeige (gegen Unbekannt) we-
gen illegaler Entsorgung von
Elektro- oder Elektronikgeräten
erstatten.

Fehlerhafte Entsorgung von Altgeräten
bereitet Vermietern zunehmend Frust

Kurzinfo zum „Gesetz über das
Inverkehrbringen, die Rücknah-
me und die umweltverträgliche
Entsorgung von Elektro- und
Elektronikgeräten“ (Elektro- und
Elektronikgerätegesetz –
ElektroG)

Der Bundestag hatte am 16.
März 2005 mit Zustimmung des
Bundesrates das Gesetz beschlos-
sen. Mit diesem Gesetz wird die
Richtlinie 2002/96/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. Januar 2003 umge-
setzt.

Das Gesetz legt Anforderungen
an die Produktverantwortung
nach § 22 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes für
Elektro- und Elektronikgeräte
fest. Es bezweckt vorrangig die
Vermeidung von Abfällen von
Elektro- und Elektronikgeräten
und darüber hinaus die Wieder-
verwendung, die stoffliche Ver-
wertung und andere Formen der
Verwertung solcher Abfälle, um
die zu beseitigende Abfallmenge
zu reduzieren sowie den Eintrag
von Schadstoffen aus Elektro-
und Elektronikgeräten in Abfälle
zu verringern. Bis 31. Dezember
2006 sollen somit durchschnitt-
lich mindestens vier Kilogramm
Altgeräte aus privaten Haushal-
ten in Deutschland pro Einwoh-
ner je Jahr getrennt gesammelt
(bzw. zurückgenommen) werden.

Es gilt auch für Elektro- und
Elektronikgeräte, die unter die

folgenden Kategorien fallen, so-
fern sie nicht Teil eines anderen
Gerätes sind, das nicht in den
Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes fällt. Elektro- und Elektro-
nikgeräte im Sinne dieses Geset-
zes sind z.B.:

1. Haushaltsgroßgeräte
2. Haushaltskleingeräte
3. Geräte der Informations- und

Telekommunikationstechnik
4. Geräte der Unterhaltungs-

elektronik
5. Beleuchtungskörper
6. Elektrische und elektronische

Werkzeuge (mit Ausnahmen)
7. ortsfeste industrielle Groß-

werkzeuge
8. El. Spielzeug sowie Sport-

und Freizeitgeräte
9. Medizinprodukte mit Aus-

nahme implantierter und in-
fektiöser Produkte

10. Überwachungs- und Kon-
trollinstrumente

11. Automatische Ausgabegeräte.
Elektro- und Elektronikgeräte

im Sinne des Gesetzes sind u. a.
die oben aufgeführten Geräte.
Das gilt auch für Glühlampen
und Leuchten aus Haushaltun-
gen. Wer in Zukunft also bewusst
seine Altgeräte „falsch“ entsorgt,
kann strafrechtlich zur Verant-
wortung gezogen werden. Eine
entsprechende Ordnungswidrig-
keit kann unter Umständen mit
einer Geldbuße bis zu 50.000
Euro geahndet werden.

H& G M-V

Entsorgung von E-Müll

Verstopfte oder schlecht ablau-
fende Abflüsse der Waschbecken
sind ein Problem, mit dem wohl
jeder schon einmal konfrontiert
wurde. Angebotene chemische
Mittel sind oft wirkungslos und
außerdem extrem umweltbelas-
tend. Mit einem neuen, prakti-
schen Gerät (Bild) kann man oh-
ne Mühe jeden Abfluss in Bad,
Küche, Gästezimmer oder Dusche
oder Badewanne wieder freiset-
zen. Es quirlt sich mit seinem 4,6
m langen Spiraldraht seinen Weg
durch das verstopfte Abflussrohr
regelrecht frei. Mit der Kurbel
geht das ganz kinderleicht und
sauber bleibt es dazu auch. Man
kann aber für mehr Power sorgen,
denn das Gerät kann an die Bohr-
maschine angeschlossen werden
und ist passend für alle gängigen
Bohrmaschinen. Es ist aus robus-
tem Kunststoff hergestellt. 

Wer sich Fremdreparaturkosten
sparen und unsere Umwelt nicht
mit Chemie belasten will, könn-
te auf das patente Gerät im Haus-
halt zurückgreifen.

Weitere Infos im Internet un-
ter: www.asv-neuheitenmarkt.de

Verstopfungen umweltfreund-
lich beseitigen

SELBST IST DER MANN

So kann man Abflussrohre von
Waschbecken zügig reinigen

Der eigene Öltank genießt bei
Ölheizungsbetreibern hohen Stel-
lenwert. Geschätzt werden insbe-
sondere die damit verbundene
Unabhängigkeit bei der Wahl des
Lieferanten sowie die Freiheit, bei
Preisspitzen abwarten zu können
und stattdessen bei günstigerer
Marktlage einzukaufen. 

Während Öl-Brennwertgeräte
mit Nutzungsgraden von nahezu
100 Prozent den aktuellen Stand

der Heiztechnik widerspiegeln,
hat sich auch bei Heizöltankanla-
gen ein technischer Fortschritt
vollzogen. Neue Werkstoffkom-
binationen und optimierte Pro-
duktionsverfahren bieten raum-
sparende Lösungen und hohe Be-
triebssicherheit.

Kostenlos bestellen bei: „Info-
service Ölheizung“, Tel. 05191/
8 02-7 66 oder per E-Mail an 
verena.heindl@hagebau.de

Broschüre zur Heizöllagerung

ÖLTANK-INFO

Rauchmelder bieten einen
wirksamen Schutz der Bewohner
im Brandfall bei mittlerweile mo-
deraten Investitionskosten für
den Eigentümer. Sicherheitshal-
ber sollten diese in gewissen Zeit-
räumen auch auf ihre Funktion
überprüft werden. Während der
bauliche Brandschutz in gewerb-
lich genutzten Objekten stren-
gen Vorschriften unterliegt, gibt
es bei der Vermietung von Woh-
nungen noch keine bundesein-
heitliche Regelung.

Rauchmelder sind bisher nur
in Hessen, Rheinland-Pfalz, dem
Saarland und Schleswig-Holstein
vorgeschrieben. Nicht nur in grö-
ßeren Gebäuden, sondern auch
in Einfamilienhäusern und Ei-
gentumswohnungen sollten die
Warngeräte künftig auch in

Mecklenburg-Vorpommern zur
sicheren Ausstattung gehören.
Dadurch könnten im Falle eines
Brandes Bewohner rechtzeitig ei-
nen Brand bemerken und ggf. ge-
rettet werden. Meist erleiden die
Opfer nachts im Schlaf durch
geruchlose Rauchgase wie Koh-
lenmonoxid und Kohlendioxid
eine tödliche Rauchvergiftung.
Rauchmelder geben bei Rauch-
entwicklung ein unüberhörbares
akustisches Warnsignal von sich.
Empfehlenswert sind Geräte mit
dem Prüfzeichen „VdS“. Einige
Versicherer gewähren für Häuser,
die mit den für wenige Euro er-
hältlichen Warngeräten ausge-
stattet sind, einen Rabatt bei der
Feuerversicherung. Sprechen Sie
darüber im Falle einer Nachrüs-
tung mit Ihrer Versicherung.

Warnlaute bei Brandfällen

RAUCHMELDER

Elektro- oder Elektronikgeräte
gehören nicht in den Müll


